Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache Vl/543 


Sachgebiet 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Stahlberg, Dr. Klepsch, Damm, 
Ernesti, Dr. Zimmermann, Dr. Marx (Kaiserslautern) 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Anerkennung der Vordienstzeiten ehemaliger 
Soldaten der Wehrmacht 


Wir fragen die Bundesregierung; 

1. Trifft es zu, daß die Bundesregierung im Rahmen der Novel- 
lierung des Soldatenversorgungsgesetzes (SVG) über die 
bisher anrechenbaren Vordienstzeiten hinaus noch weitere 
wehrdienstähnliche Tätigkeiten als ruhegehaltsfähig aner- 
kennen will, z. B. 

— Ausbildungszeiten in den Unteroffizierschulen der ehe- 
maligen Wehrmacht, 

— Ausbildung als Feuerwerker, 

— Beschäftigungszeiten bei den Flugschulen, 

— Zeiten in Sonderorganisationen vor dem 1. September 
1939? 

Wenn nicht, welches sind die Gründe für die Nichtanerken- 
nung? 

2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Katalog der 
bisher in das SVG aufgenommenen anrechenbaren Vor- 
dienstzeiten ausreicht? 

Wie hoch ist die Zahl der 1970, 1971 und 1972 ausscheiden- 
den Berufssoldaten, die nach der gegenwärtigen Regelung, 
die gemäß § 26 SVG die Höchstpension von 75Vo nicht er- 
reichen werden? 

Wie hoch sind die für die einzelnen Angehörigen dieses 
Personenkreises erreichbaren Mindest- bzw. Höchstpensio- 
nen in Prozenten ausgedrückt? 
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3. Trifft es zu, daß die Bundesregierung beabsichtigt, den § 70 
Abs. 1 SVG mit Rücksicht auf die vorstehenden Ausführun- 
gen so zu ändern, daß nicht nur Berufssoldaten, sondern auch 
die übrigen Kriegsteilnehmer bei einem späteren Eintritt 
in die Bundeswehr die Zwischenzeiten voll auf das Ruhe- 
gehalt anerkannt erhalten? 

4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Nichtanrechnung 
der sogenannten Zwischenzeiten „in § 70 Abs. 1 und 2 SVG" 
zu außerordentlichen Härten für diejenigen Kriegsteilneh- 
mer und jetzigen Berufssoldaten der Bundeswehr führt, die 
vor dem Stichtag 8. Mai 1945 infolge einer Kriegsverwun- 
dung aus dem Wehrdienst ausgeschieden sind? 

Was gedenkt sie zu unternehmen, um diese Härten auszu- 
gleichen? 

5. Ist es nach ihrer Auffassung gerechtfertigt, daß infolge die- 
ses Stichtages gerade Kriegsbeschädigte versor^ungsmäßig 
nach dem SVG schlechtergestellt werden? 


Bonn, den 17. März 1970 


Stahlberg 
Dr. Klepsdi 
Damm 
Ernesti 

Dr. Zimmermann 
Dr. Marx (Kaiserslautenf) 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 



